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Vorwort
 
Liebe Leser*innen,

seit 2022 werden unter dem Motto #OhneAngstVerschiedenSein ein-
schlägige Fortbildungen für Multiplikator*innen der schulischen sowie 
außerschulischen Bildung, aber auch Workshops für Kinder und Jugend-
liche umgesetzt. Im Rahmen der Angebote werden die Themenfelder von 
Identität und Zugehörigkeit, Zusammenleben in einer postmigrantischen 
Gesellschaft, der österreichischen Erinnerungskultur, Antisemitismus und 
antimuslimischem Rassismus sowie Israel-Palästina gemeinsam mit dem 
Teilnehmenden aus- und verhandelt.

Dabei arbeiten wir antisemitsmus- und rassismuskritisch, selbstreflexiv 
sowie erfahrungsbasiert und orientieren uns ebenfalls an den Handlungs-
imperativen der politischen Bildung. Unser zentrales Motto dabei:  
Miteinander reden. Zusammen lernen. Gemeinsam handeln. 

Das vorliegende Working Paper greift letzten Punkt auf und bildet den 
Auftakt einer Reihe, die sich in den folgenden Jahren mit zentralen Heraus-
forderungen, Bedürfnissen, Rahmenbedingungen sowie Themenfeldern  
der (politischen) Bildung in Österreich befasst. Die Reihe verbindet fach-
liche Einordnung mit praxisnahen Impulsen und soll jene unterstützen, die 
kontroverse Themen in Bildungsräumen aufgreifen und gemeinsam mit 
Lernenden bearbeiten.

Das vorliegende Working Paper nimmt deshalb die Frage in den Blick, was 
der Begriff der Neutralität in der politischen Bildung bedeutet, wie dieser 
im öffentlichen Diskurs verhandelt wird und wie dies mit den Grundsätzen 
der politischen Bildung zu vereinbaren ist. Das Paper setzt sich ebenfalls 
damit auseinander, wie kontroverse Themen im Klassenzimmer fachlich 
fundiert und zugleich offen für unterschiedliche Perspektiven behandelt 
werden können. Ziel ist es, Multiplikator*innen Orientierung für Situationen 
zu geben, in denen politische und gesellschaftliche Konflikte unmittelbar in 
der Bildungsarbeit sichtbar werden.

Unser Dank geht an dieser Stelle an Kai E. Schubert-Praxl, der sich im  
Rahmen seiner Summer Residency im Sommer 2025 mit dem breiten  
Themenfeld der Neutralität am Beispiel des Nahostkonflikts und dessen 
Aus- und Verhandlung im Klassenzimmer beschäftigt hat und dessen  
Beitrag den Auftakt unserer Reihe bildet. 

Irene Aue-Ben-David 
Direktorin Jüdisches Museum Hohenems

Franziska Völlner 
Leitung Projektstelle #OhneAngstVerschiedenSein
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Einleitung 
 

„Neutralität“ ist ein in politischen Diskursen im deutschsprachigen Raum 
immer wieder und zunehmend aufgerufener Begriff. Beispielhaft steht 
dafür in Deutschland das Neutralitätsgesetz des Landes Berlin, das Lan-
desbeschäftigten wie Lehrer*innen im Dienst das Tragen religiöser und 
anderweitig weltanschaulicher Symbole untersagt.1 Es zielt darauf ab,  
dass Lehrkräfte in Schulen Distanz zu allen Bekenntnissen demonstrieren 
und sich (dieser Auslegung nach) „neutral“ präsentieren. Im österreichi-
schen politischen Diskurs ist insbesondere das auf die nationalstaatliche 
Außenpolitik bezogene staatliche „Neutralitätsgebot“ einschlägig, das eng 
mit der politischen Kultur des Landes verbunden ist (vgl. Senn & Troy 2025). 
In Deutschland ist zuletzt insbesondere von führenden Parteien gefordert 
worden, die (staatlich geförderte) Zivilgesellschaft, zum Beispiel die Kirchen, 
Vereine etc., müssten „neutral“ sein. Gemeint ist hiermit nicht nur eine 
auf Parteien bezogene Äquidistanz, sondern die Forderung nach einer 
allgemeinen Mäßigung in Bezug auf politische Äußerungen, beispielsweise 
durch kritische Stellungnahmen zur Migrationspolitik der Bundesregierung 
(Gehring 2025; vgl. Freudenberger 2025). Gleichzeitig sind die genutzten 
Neutralitätsbegriffe interpretationsbedürftig und auch umstritten.

In den letzten Jahren wurde im deutschsprachigen Raum außerdem immer 
wieder diskutiert, inwiefern politische Bildung „neutral“ sein muss (und: 
kann). Explizite Neutralitätsforderungen werden vor allem durch externe, 
(partei)politische Akteur*innen an die politische Bildung adressiert. Gleich-
zeitig berühren die Diskussionen über „Neutralität“ grundsätzliche Fragen 
eines professionellen Selbstverständnisses, die auch unter den politischen 
Bildner*innen selbst auf Unsicherheiten treffen: In Österreich (Mittnik 2022, 
S. 54) wie auch in Deutschland (Hoffmann 2016; Heil 2021; Wiegemann & 
Vasmer 2026) gehen offenbar viele (angehende) Lehrer*innen und weitere 
pädagogische Fachkräfte (Fava 2024, S. 118) davon aus, berufsbedingt 
politisch „neutral“ sein zu müssen. 

Die sich hieraus ergebenden Unsicherheiten wiederum zeigen sich derzeit 
besonders deutlich bei der (ausbleibenden) Auseinandersetzung der  
politischen Bildung mit dem sogenannten Nahostkonflikt2. Letzteres ist  
seit dem 7. Oktober 2023 von besonderer Bedeutung: Das Datum markiert 
mit dem gewaltsamen Überfall der Hamas und der anschließenden  

1	 Dies betrifft etwa das islamische Kopftuch, jedoch auch die jüdische Kippah. Das Gesetz gilt in Berlin seit 2005. Allerdings 
hat das Bundesverfassungsgericht im Jahr 2015 geurteilt, dass das Tragen eines islamischen Kopftuchs für Lehrerinnen im 
Unterricht zulässig ist. Die Berliner Regierungskoalition plant eine Überarbeitung des Neutralitätsgesetzes. 

2	 Der Begriff „Nahostkonflikt“ wurde verschiedentlich problematisiert. In der Referenz auf einen „Nahen Osten“ drückt sich 
zum Beispiel eine eurozentrische Perspektive aus, die historisch stark mit Abwertung und kolonialem Denken verbunden 
ist. Auch handelt es sich bei weitem nicht um den einzigen Konflikt im „Nahen Osten“. Jedoch sind Alternativbegriffe wie 
„israelisch-palästinensischer“, „israelisch-arabischer“ Konflikt oder auch „Palästinakonflikt“ ebenfalls problembehaftet 
beziehungsweise erfassen nur Teile des Konflikts. 
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militärischen Intervention des israelischen Militärs einerseits einen  
Einschnitt in die israelische und auch palästinensische Geschichte und 
zweitens einen Sprunghaften Anstieg von Antisemitismus als auch anti-
muslimischem Rassismus weltweit.3 Jüdinnen und Juden beschreiben 
das Datum regelmäßig als Zäsur (Poensgen 2025), deren Folgen bis heute. 
Gleichzeitig hat der auf den 7. Oktober 2023 folgende Krieg nie gekannte 
Folgen für die palästinensischen Einwohner*innen des Gazastreifens. Eine 
fünfstellige Zahl an Personen, darunter viele Zivilist*innen, wurde getötet, 
es kam zu massenhaftem Hunger. Gleichzeitig werden kollektive Vertrei-
bungspläne in Israel und den USA diskutiert. Die Entwicklungen in Israel und 
Gaza, dem Westjordanland, dem Jemen, dem Libanon, in Qatar und in Iran 
werden auch in Deutschland und Österreich breit rezipiert und emotional 
debattiert.

Der vorliegende Text adressiert beide genannten Zustände und damit 
einhergehende Herausforderungen. Im Folgenden wird zunächst diskutiert, 
inwiefern tatsächlich ein „Neutralitätsgebot“ für politische Bildung sowie 
pädagogische Fachkräfte in der schulischen wie außerschulischen (poli-
tischen) Bildung existiert. Anschließend werden mit der Vorstellung von 
Neutralität teilweise verbundene oder verwandte Aspekte einer politischen 
Bildung zum Gegenstand Nahostkonflikt diskutiert.

Zwar gibt es bedeutende Unterschiede zwischen den beiden Ländern.  
Dass sich aber die Situation in Österreich noch immer „völlig anders als in 
Deutschland“ darstelle, weil der „politische Diskurs“ in Deutschland im 
Gegensatz zu Österreich „nur marginal“ von rechtsextremen Parteien  
beeinflusst werde (Mittnik 2022, S. 49, 50), trifft wohl angesichts der  
rasanten Normalisierung rechtsextremer Positionen in Deutschland  
mittlerweile so nicht mehr zu (vgl. z.B. Püttmann 2025). Dennoch ist die 
Verankerung entsprechender Positionen in Österreich deutlich stärker  
als in Deutschland (Mittnik 2023a, S. 198). Trotz ihrer Spezifika werden beide 
Länder in diesem Text grundsätzlich gemeinsam betrachtet und Abwei-
chungen entsprechend benannt.

3	 Das militärische Vorgehen Israels folgte den Zielen der Ausschaltung der Bedrohung durch die Hamas sowie der 
Befreiung der Geiseln. Die israelischen Verteidigungsstreitkräfte standen aber schnell und zunehmend in der Kritik, 
unverhältnismäßige Gewalt auch gegen Zivilist*innen auszuüben. International wird Israel kritisiert, Kriegsverbrechen 
begangen und/oder geplant zu haben (etwa massenhafte dauerhafte Vertreibung der palästinensischen Bevölkerung 
aus der Region). Besonders kontrovers ist in diesem Zusammenhang der explizite Vorwurf des „Genozids“ an den 
Palästinenser*innen Gazas; vgl. Kraushaar 2024.  

Einleitung
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Externe Forderungen  
nach „Neutralität“ in der  
politischen Bildung
 
In diesem Kapitel wird zunächst der politische Kontext erläutert, in dem 
Neutralitätsforderungen an die politische Bildung stehen. Im Anschluss 
wird diskutiert, inwiefern „Neutralität“ in der politischen Bildung rechtlich 
und fachlich geboten ist.  
 
Zum Hintergrund externer Neutralitätsforderungen

Zum Verständnis ist es wichtig, die „politische Agenda“ (Wohnig & Zorn 
2022, S. 9) hinter Forderungen zu berücksichtigen, die von außerhalb der 
Profession der politischen Bildung artikuliert werden. Diese werden „vor 
allem von rechtspopulistischen und rechtsextremen Parteien und Bewe-
gungen“ hervorgebracht (Heil 2022, S. 39). Insbesondere durch die Nutzung 
im Rahmen eines politischen Kulturkampfs von rechts wird Neutralität 
immer wieder als „Kampfbegriff“ (Hafeneger & Jestädt 2022, S. 133) ein-
gesetzt. Der öffentliche Vorwurf, nicht neutral zu sein, wurde sogar zur 

„zentralen Argumentationsfigur und Rhetorik rechtspopulistischer und 
rechtsextremer Akteure“ (ebd., S. 120). Dies steht im Kontext einer Insze-
nierung als Opfer ungerechter Behandlung (vor allem durch öffentliche 
Institutionen), die ein Kernelement der Selbstbeschreibung der extremen 
Rechten darstellt. Die Neutralitätsforderungen an die Schule richten sich 
gegen eine vermeintlich willkürliche und ungerechtfertigte Benachteiligung 
rechtsextremer Parteien, zum Beispiel durch Nichteinladung oder angeb-
liche Falschdarstellung im Unterricht. Die „Alternative für Deutschland“ 
(AfD) richtete vor dem Hintergrund dieser Problemdarstellung das „Melde-/
Informationsportal Neutrale Schule“ ein (ebd., S. 124), um die genannten 
Vorfälle zu identifizieren und dabei verantwortliche Lehrer*innen dezidiert 
zu markieren. Auch die Freiheitliche Partei Österreichs (FPÖ) rief zu ent-
sprechenden Meldungen über eine digitale Dokumentationsstelle auf 
(Marchart 2024). Die Neutralitätsforderung der genannten Akteure wird 
direkt mit einem Bezug auf den Beutelsbacher Konsens (im Folgenden BK) 
verknüpft (Hafeneger & Jestädt 2022, S. 120).4 Wie unten gezeigt wird, kann 
diese Verbindung fachlich jedoch nicht überzeugend legitimiert werden. 
Neutralitätsforderungen dienen rechtsextremen Akteur*innen für Versu-
che der Einschüchterung der politischen Bildung (Frech 2025, S. 21): Gerade 
zivilgesellschaftliche Akteure setzen sich zum Beispiel kritisch mit der AfD 
und der FPÖ auseinander, weshalb sie immer wieder zum Ziel politischer 
Initiativen der beiden Parteien werden.

4	 Zur Diskussion des BK s.u.
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Rechtliche Perspektive

Im Falle von verbeamteten wie auch tarifbeschäftigten Lehrer*innen liegt 
ein Spannungsfeld vor: Sie haben als Bürger*innen zunächst alle Grund-
rechte, inklusive Meinungsäußerungs- und Versammlungsfreiheit (vgl. 
auch im Folgenden Wrase 2020). Dies schließt politische Positionierungen 
ein. Insbesondere während der „Erfüllung der Dienstaufgaben“ – also zum 
Beispiel der Durchführung von Unterricht – gelten für alle Beamt*innen 
allerdings Einschränkungen. Das allgemeine Mäßigungsgebot fordert 
eine gewisse Distanz zu sehr weitreichenden und radikalen öffentlichen 
Positionierungen. Keinesfalls folgt hieraus aber, Beamt*innen müssten „un-
politisch“ sein und dürften beispielsweise auch nicht an Demonstrationen 
teilnehmen. Des Weiteren ist insbesondere einschlägig, dass der Staat und 
seine Vertreter*innen politische Parteien gleichbehandeln müssen. Hier-
durch soll die Chancengleichheit der Parteien gewährleistet werden. Aus 
diesem Grund dürfen Repräsentant*innen des Staates nicht zur Wahl oder 
Nichtwahl spezifischer Parteien aufrufen.

Lehrer*innen sind allerdings ebenfalls angehalten, ihre Unterrichtsgegen-
stände und also auch die Parteien sachlich darzustellen, sie also durch 
zutreffende Informationen zu präsentieren. Aus dem Beschriebenen ergibt 
sich aber gerade keine generelle Neutralitätsanforderung gegenüber allen 
politischen Positionen. So können und sollen etwa menschenfeindliche (ras-
sistische, antisemitische usw.) Positionen als solche benannt werden. Politi-
sche Bildung ist insofern gerade nicht neutral, als sie eine normative Grund-
lage hat: die demokratische Ordnung sowie Grund- und Menschenrechte.

Nichtstaatliche Akteure sind an die oben beschriebenen Anforderungen 
an öffentliche Arbeit in Bildungs-, Verwaltungs- und anderen Bereichen 
grundsätzlich zunächst nicht gebunden. Insbesondere gilt dies für Träger, 
die keine öffentliche Förderung erhalten. Das ist in Deutschland allerdings 
im Bildungsbereich eine Minderheit. Auch über den Kreis der Beamt*innen 
hinaus betrifft der staatliche Grundsatz, gegenüber Parteien Chancen-
gleichheit zu gewährleisten, mittelbar jedoch teilweise auch zivilgesell-
schaftliche Akteure, die spezifische Aufgaben mit öffentlicher Förderung 
ausführen. Hiervon ist insbesondere die nonformale außerschulische 
Bildung betroffen, zum Beispiel Vereine, Verbände, religiöse Institutionen. 
Auch zivilgesellschaftlich organisierte politische Bildung ist also „nicht völlig 
frei von staatlichen Neutralitätsverpflichtungen“ (Gill 2024, S. 579). 

Allerdings gehen die staatlichen Verpflichtungen nicht einfach unmittelbar 
auf die geförderten Organisationen über (vgl. Hufen 2024). Auch antidemo-
kratische Bestrebungen spezifischer Parteien oder Politiker*innen können 
durch die Zivilgesellschaft kritisiert werden. Zentral ist für sie das Sachlich-
keitsgebot. Aus dem Umstand, dass ein zivilgesellschaftlicher Träger auch 
Aufgaben im öffentlichen Auftrag neben anderen Maßnahmen ausführt, 
folgt insbesondere nicht, dass die mittelbare staatliche Neutralitätsver-
pflichtung für alle seine Aktivitäten beziehungsweise grundsätzlich für die 

Externe Forderungen nach „Neutralität“ in der politischen Bildung
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gesamte Organisation gilt. Zivilgesellschaftliche Träger dürfen sich also 
durchaus politisch äußern. Es verbleibt trotz dieser rechtlichen Vorgaben 
ein „beachtliche[r] pädagogische[r] Gestaltungsraum“ (Rolcke 2025, S. 165) 
für die politische Bildung.

Kein in irgendeiner Weise geartetes „Neutralitätsgebot“ beschränkt die Bei-
träge von Schüler*innen und anderen Adressat*innen von Bildungsaktivi-
täten. Sie können ihre Grundrechte uneingeschränkt wahrnehmen, solange 
sie damit keine Gesetze überschreiten (Beleidigung usw.).

Im Folgenden wird die professionelle Perspektive der politischen Bildung 
auf Neutralitätsforderungen skizziert. 
 
Politikdidaktische Perspektive

Die politische Bildung in Österreich orientiert sich – auch aufgrund ihrer 
schwachen wissenschaftlichen Verankerung an Hochschulen (vgl. Lange 
et al. 2024) – stark an der Fachdebatte in Deutschland. Ein bedeutender 
Unterschied ist jedoch, dass die österreichische politische Bildung tradi-
tionell weniger durch eine Orientierung an Kritik und Konflikt, sondern eher 
an Konsens geprägt ist (Hellmuth 2014, S. 542 f.). Das lässt Vorstellungen 
bezüglich einer „neutralen“ politischen Bildung eher plausibel erscheinen. 
Wesentliche professionelle Grundsätze sind allerdings in beiden Ländern – 
Österreich und Deutschland – gleich. 

Die fachliche Auseinandersetzung mit Neutralitätsforderungen beschäftigt 
die Fachdidaktik der politischen Bildung bereits seit Jahren. Zentral in der 
Diskussion ist das Verhältnis von Neutralitätsforderungen zum BK, der in 
Deutschland wie in Österreich „wesentliche politische bzw. pädagogische 
Funktionen“ (Gebauer 2016, S. 148) für die politische Bildung erfüllt. Der 
BK ist die einflussreichste Formulierung grundsätzlicher Fachprinzipien 
schulischer politischer Bildung, ist jedoch ein zentraler Orientierungspunkt 
darüber hinaus. Er enthält im Kern die folgenden drei Prinzipien: 1. Über-
wältigungsverbot, 2. Kontroversitätsgebot, 3. Schüler*innenorientierung 
(Wehling 2016). Akteur*innen wie die AfD, aber auch die FPÖ verknüpfen das 
von ihnen behauptete Neutralitätsgebot unmittelbar mit dem tasächlich im 
BK verankerten Kontroversitätsgebot. Dieses sei verletzt, wenn ihre Positio-
nen zum Beispiel als demokratiefeindlich dargestellt würden. Kontroversen 
würden somit unzulässig unvollständig dargestellt werden.

Der Begriff der Neutralität wird im BK jedoch weder implizit noch explizit 
benannt und/oder eingefordert. Wohnig und Zorn (2022, S. 10) resümieren 
die Fachdebatte: 

„Die wiederholt vorgebrachte Interpretation, der Beutels- 
bacher Konsens begründe ein ‚Neutralitätsgebot‘, wird seitens 
der Profession [der politischen Bildung, K.S.] überwiegend und 
vehement zurückgewiesen.“[Hervorhebung im Original]5

5	 Umgekehrt ist dem Verfasser kein*e Fachvertreter*in bekannt, die dezidiert die gegenteilige Position vertritt.

Externe Forderungen nach „Neutralität“ in der politischen Bildung
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Auch in anderen Beschreibungen von Prinzipien, Methoden oder Zielen 
politischer Bildung wird kein „Neutralitätsgebot“ oder -ideal beschrieben. 
Stattdessen wird ein Selbstverständnis als „neutral“ für politische Bildung 
sogar dezidiert abgelehnt (vgl. Hoffmann 2016). „Neutralität“ sei mit den 
tatsächlichen Selbstverständnissen politischer Bildung und dem zentralen 
Ziel der Herausbildung kritischer Urteilsfähigkeit nicht zu vereinbaren. Aus 
diesem Selbstverständnis erfolgt umgekehrt die Verpflichtung, Rechtsex-
tremismus, Antisemitismus und Rassismus als solche zu benennen – auch 
dann, wenn sie sich innerhalb beziehungsweise in Gestalt von Parteien zei-
gen. Wo entsprechende Erkenntnisse etwa durch mediale, behördliche oder 
wissenschaftliche Arbeit vorliegen, ist eine Thematisierung in jedem Fall 
möglich. Sie widerspricht nicht dem oben beschriebenen Grundsatz, die 
Chancengleichheit der Parteien zu gewährleisten. Politische Bildung ist also 
(insbesondere an Schulen) nicht parteiisch zugunsten einer partikularen 
politischen Position, aber durchaus parteilich, und zwar für die Demokratie 
(vgl. Wohnig & Hofmann 2022). 

Das übergeordnete Ziel der politischen Mündigkeit, das die politische 
Bildung anstrebt (vgl. Müller & Scaramuzza 2024), verlangt „Selbstreflexion 
und Zurückhaltung von den Lehrenden“ (Autorengruppe Fachdidaktik 2016, 
S. 16). Dies ist jedoch nicht so verstehen, dass persönliche Standpunkte 
von Lehrkräften aus dem Klassenraum zu verbannen sind. Gerade das 
Vorenthalten einer Transparenz bezüglich des persönlichen Standpunktes 
kann eine subtile (auch unbewusste) Form der Beeinflussung sein. Eine als 

„neutral“ vorgestellte Position birgt nämlich

„die Gefahr, dass politische Vorstellungen der Lehrenden, sei 
es durch die Auswahl des Materials, Suggestivfragen oder 
Körpersprache, unbewusst und somit auch unreflektiert in 
den Unterricht dringen, wodurch die Gefahr der Indoktrination 
höher sein kann als bei einer transparenten Offenlegung des 
Standpunktes“ (Hoffmann 2016, S. 203).

Eine bewusste, reflektierte und transparente persönliche Positionierung ist 
daher der vorgeblich „neutralen“ Positionierung vorzuziehen. Eigene Stand-
punkt dürfen also durchaus Teil des Unterrichts sein, insbesondere dann, 
wenn Schüler*innen diese dezidiert erfragen. Sie müssen allerdings als 
persönliche spezifische Position kenntlich gemacht werden, zu der Alter-
nativen existieren und die befrag- und kritisierbar ist. 
 

Externe Forderungen nach „Neutralität“ in der politischen Bildung
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Zwischenfazit

Wie herausgearbeitet wurde, ist aus der Perspektive der Politikdidaktik sehr 
klar, dass ein allgemeines „Neutralitätsgebot“ für die politische Bildung 
weder in rechtlicher noch in professioneller Hinsicht existiert – unabhängig 
davon, ob sie durch Bedienstete des Staates oder durch Vertreter*innen 
der Zivilgesellschaft durchgeführt wird. Insbesondere ist ein „Neutralitäts-
gebot“ nicht aus dem im BK enthaltenen Überwältigungsverbot ableitbar. 
Das im BK ebenfalls enthaltene Kontroversitätsgebot steht Anforderungen 
nach „Neutralität“ sogar eher entgegen: Der BK kann „in einer bestimmten 
Auslegung als Schutz gegen den Zugriff auf Inhalte des politischen Unter-
richts angesehen werden, die das Ziel haben, ihn von jeglichem kritischen 
Gehalt zu befreien“ (Wohnig & Hofmann, S. 73).

Damit sind zentrale Unklarheiten jedoch noch nicht erschöpfend adressiert. 

Die Anforderungen des BK sind nun in der Tat auslegungsbedürftig: Zwar 
gilt das Überwältigungsverbot absolut, jedoch stellt sich die Frage, welches 
Verhalten von Lehrer*innen eine Überwältigung darstellt. Klar erscheint 
zunächst, dass nicht jede Überraschung, Irritation oder auch Konfrontation 
der Adressat*innen eine Überwältigung darstellt. Das Kontroversitätsgebot 
gilt wiederum gerade nicht absolut (siehe unten). Die Risiken entsprechen-
der Lesarten werden im Folgenden anhand des besonders herausfordern-
den Themas israelisch-palästinensischer Konflikt verdeutlicht. Die nächs-
ten Kapitel diskutieren Aspekte der Diskussion über politische Bildung und 
den Nahostkonflikt, die immer wieder auf „Neutralität“ und Kontroversität 
verweisen.

Externe Forderungen nach „Neutralität“ in der politischen Bildung
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Diskussion von „Neutralität“ 
und weiteren Anforderungen  
an politische Bildung zum  
Nahostkonflikt 
 
Die oben beschriebenen Unklarheiten bezüglich des „Neutralitätsgebots“ 
korrespondieren mit „Elementen einer Entpolitisierung“ (Heil 2021, S. 99) 
der politischen Bildung. Diese können weiterführend insbesondere an der 
(ausbleibenden) Auseinandersetzung mit dem Nahostkonflikt aufgezeigt 
werden. Zwar sind Fachpublikationen und Aktivitäten der politischen Bil-
dung zum Thema Nahostkonflikt seit langem nachweisbar, und das Thema 
ist auch regelmäßig zum Beispiel in Schulbüchern repräsentiert.6 In deut-
schen Rahmenlehrplänen ist der Konflikt aber in aller Regel höchstens als 
fakultatives Thema verankert (vgl. Schubert & Wolf 2024).7 Auch deswegen 
ist er „eher selten Gegenstand der schulischen Bildung oder der Lehramts-
ausbildung“ in Deutschland (Uhlig 2022, S. 318). Die Situation in Österreich 
ist nicht eben günstiger (vgl. Bär et al. 2024).

Wurde bereits vor über zehn Jahren in der Praxis der politischen Bildung 
beobachtet, dass sich im Nahostkonflikt „die ethisch-moralischen Grund-
fragen unserer Zeit“ (Goldenbogen 2013, S. 33) verdichten, ist dies heute 
sicher nicht weniger der Fall. Die „herausgehobene Bedeutung“ (Firsova-
Eckert 2024, S. 2) des Nahostkonflikts für die politische Bildung wird auch 
durchaus benannt: „Die Frage ‚Wie beurteilst du den Nahostkonflikt und 
Israel?‘ dürfte gegenwärtig sicher zu den bedeutendsten politischen Prob-
lemfragen zählen“ (Niehoff 2025, S. 184). 

Angesichts der des Terrorangriffs der Hamas am 7. Oktober 2023 einer-
seits sowie dem darauffolgenden Krieg in Gaza andererseits scheint sich 
für viele Menschen an „der Haltung zu Israel (…) zu entscheiden, wer auf 
der richtigen Seite der Geschichte steht“ (Wiegemann & Vasmer 2026). 
Naheliegend wäre daher die Annahme, die politische Bildung – zum Beispiel 
Wolfgang Klafkis (2007) Orientierung an gesellschaftlichen „Schlüssel-
problemen“ folgend – hätte den Nahostkonflikt ins Zentrum gerückt. Eine 
wissenschaftliche, insbesondere auch empirische Auseinandersetzung 
mit der politischen Bildung zum Nahostkonflikt blieb und bleibt nach wie 
vor gleichwohl überraschenderweise marginal – auch nach dem 7. Oktober 
2023 (vgl. Niehoff 2017; Firsova-Eckert & Schubert 2024; Firsova-Eckert 
2024; Schubert 2025).

6	 Diese weisen allerdings nicht selten problematische Perspektiven auf; vgl. Brumlik et al. (2025); Brom et al. (2022).

7	 Von den 16 deutschen Bundesländern mit jeweils eigenen Bildungssystemen sehen bislang lediglich Bayern und Baden-
Württemberg den Nahostkonflikt als verpflichtendes Thema in den Rahmenlehrplänen für das Fach Geschichte vor.
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Antisemitismus- und rassismuskritische Bildung steht zu einer politischen 
Bildung zum Nahostkonflikt in einem nicht vollständig geklärten Verhältnis: 
Zunächst ist klar, dass für eine Bearbeitung insbesondere des israelbezoge-
nen Antisemitismus sowie teilweise des antimuslimischen Rassismus poli-
tisches und historisches Wissen über diesen komplexen Konflikt benötigt 
wird. So wird vielfach angenommen, dass Wissen über den Nahostkonflikt 
antisemitischen Deutungen entgegenwirke (Bundesregierung 2022, S. 28, 
2020; Deutscher Bundestag 2025, S. 5).8 „Wissen“ wird begrifflich in ent-
sprechenden Beschreibungen auffällig häufig als historisches Wissen spe-
zifiziert (ebd.; Uhlig 2022; Baier et al. 2025, S. 22).9 So wichtig solches Wissen 
zweifellos ist, bleibt unklar, warum eine Auseinandersetzung mit der israeli-
schen Gegenwart implizit offenbar als weniger bedeutsam angesehen wird. 
Politischer Bildung geht es zudem nicht lediglich um „Wissensvermittlung“, 
sondern auch darum, das Verstehen, Beurteilen und Verändern von Politik 
zu unterstützen.10 Was genau solche politischen Kompetenzen zur Antisemi-
tismuskritik beitragen können, ist wissenschaftlich – zumal empirisch – 
nicht hinreichend geklärt. Es existiert allerdings eine umfangreiche Experti-
se bei Akteur*innen der pädagogischen Praxis (vgl. Niehoff 2020).

Der moderne Antisemitismus basiert auf phantasierten und projektiven 
Bildern von „Juden“. Die pädagogische Bearbeitung von israelbezogenem 
Antisemitismus ist deswegen auch im Vergleich zu anderen Ausdrucks-
formen so herausfordernd, weil diese Projektionen zwar hier ebenfalls 
vorhanden sind 11, jedoch gleichzeitig ein tatsächlicher Konflikt mit einer 
jüdischen Partei – dem Staat Israel – vorliegt. Aus Perspektive der anti-
semitismuskritischen Bildung ist der Nahostkonflikt ein Deckkonflikt für 
die Artikulation von Antisemitismus. Gemeint ist, dass sich antisemitische 
Einstellungen häufig als Umwegkommunikation äußern und als „Israelkritik“ 
inszenieren. Bezug genommen wird dabei auf phantasierte wie auch tat-
sächliche politische Handlungen des israelischen Staates, durch die eine 
radikal antiisraelische Position vermeintliche Legitimität gewinnt. Mythen 
über Israel müssen demnach widerlegt, dekonstruiert beziehungsweise 
irritiert werden; das eigentliche Thema sei aber der Antisemitismus in der 
jeweils eigenen Gesellschaft (Uhlig 2022, S. 318). 

8	 Die ist implizit auch der Fall, wenn angenommen wird, Professuren für Israelstudien (die derzeit in Deutschland und 
Österreich kaum existieren und zweifellos sehr sinnvoll wären) kämen unmittelbar der Arbeit gegen Antisemitismus zugute; 
so z.B. Bär et al. (2024, S. 80). 

9	 Vgl. die Resolution des Deutschen Bundestages, in der für die „Ausbildung von Staatsbediensteten“ Angebote über 
„Antisemitismus, die jüdische Geschichte und Gegenwart sowie die Geschichte des Staates Israel“ gefordert werden 
(Deutscher Bundestag 2025, S. 4, 5); Herv. K.S. Interessant ist auch, dass Hochschulen der Resolution zufolge „als Orte zur 
Versachlichung von Debatten und zur Demokratiebildung für die Gesellschaft gestärkt werden“ sollen (ebd., S. 7) – eine 
vergleichbare Formulierung in Bezug auf Schulen findet sich in der Resolution nicht. 

10	 „Im Zentrum politischer Bildung stehen die Förderung von Urteilskraft und kritischem Denken sowie die Befähigung zu 
Partizipation. Dem dient auch die Wissensvermittlung“; Autorengruppe Fachdidaktik (2016, S. 8).

11	 Die Ideologie etwa der Hamas verweist neben der palästinensischen Besatzungserfahrung durch Israel auf zentrale Topoi 
des modernen Antisemitismus als Weltverschwörungsideologie, die auf die Vernichtung alles Jüdischen abzielt; vgl. Pfahl-
Traughber (2023).
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Aus didaktischer Sicht der politischen Bildung ist neben antisemitischen 
Verzerrungen des Nahostkonflikts aber auch der Realkonflikt bedeutsam. 
Als einem der ältesten internationalen Konflikte überhaupt, mit regionaler 
Verbindung zu Weltreligionen und einer starken medialen und politischen 
Rezeption kommt dem israelisch-palästinensischen Konflikt eine didakti- 
sche Relevanz sui generis zu. Dies steht zur antisemitismuskritischen Per-
spektive nicht grundsätzlich im Widerspruch.12 Kritische Positionierungen 
gegenüber dem Staat Israel, die im Zuge von Urteilen über den Konflikt auf- 
treten können, verbinden sich zwar immer wieder, allerdings nicht notwen-
dig mit antisemitischen Aussagen und Implikationen. Der originäre Beitrag 
politischer Bildung könnte darin bestehen, reflektierte Urteile und Kritik an 
israelischen, palästinensischen und weiteren Akteuren*innen im Nahost-
konflikt zu unterstützen. Auch der Fachdidaktiker Dirk Sadowski betont:   

„Bei einer Anerkennung der (…)  besonderen Verpflichtung 
Deutschlands gegenüber Israel und bei einer grundlegenden 
Solidarität mit dem jüdischen Staat ist eine sachliche, kennt-
nisbasierte und tatsachenfundierte Kritik an bestimmten 
Aspekten der Politik Israels jederzeit möglich und wünschens-
wert“ (Sadowski 2022, S. 32).

An dieser Positionierung wird aber bereits die Komplexität einer Didaktisie-
rung erkennbar. Welches Wissen und welche Fähigkeiten werden für die von 
Sadowski beschriebene, demokratische Form der Kritik benötigt? Adorno 
wies bereits darauf hin, dass 

„man nur dann wirksam gegen den Antisemitismus sprechen 
kann, wenn man die Wahrheit sagt und die Dinge in ihrer 
Komplexität und ihrem gesellschaftlichen Zusammenhang 
mit der gesellschaftlichen Lokalität sieht, statt sich auf billige 
Widerlegungen zu beschränken, die ihrerseits immer wieder 
nur Gegenargumente herauslocken und der schlechten Un-
endlichkeit zusteuern“ (Adorno 2024, S. 31). 

Diesem aufklärerischen Impetus folgend könnte eine konsequente Konflikt-
analyse herausarbeiten, dass ausschließliche Verortungen von Verantwor-
tung bei einer einzigen Konfliktpartei angesichts der Ambivalenz vieler Ent-
wicklungen nicht zu legitimieren sind. Es ginge also um die Sensibilisierung 
für die Komplexität von politischen Konflikten gegenüber den zahlreichen 
dichotomen Deutungen des Konflikts, die die Solidarität mit jeweils einer 
Konfliktpartei mit der Delegitimierung der jeweils anderen verkoppeln. 

Der folgende Abschnitt identifiziert Anforderungen und Zielbestimmungen 
politischer Bildung und diskutiert diese kritisch. Sie wurden dem Diskurs 
über Bildung insbesondere nach dem 7. Oktober 2023 entnommen. Die 
genannten Dimensionen sind dabei nicht trennscharf, sondern überlappen 
sich in der Realität.  

12	 Für verschiedene Perspektiven politischer Bildung auf die verbundenen Themen Antisemitismus und Nahostkonflikt  
vgl. Schubert (2022c).
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Dethematisierung des Konflikts und Handlungen  
von SuS als Sanktionsanlass

Systematisch erzeugte Daten dazu, wieviel und welcher Unterricht zum 
Nahostkonflikt durchgeführt wird, liegen nicht vor. Hinweise gibt es aller-
dings darauf, dass an vielen Schulen nach dem 7. Oktober – zum Teil bis 
heute – keine unterrichtliche Auseinandersetzung mit dem Nahostkonflikt 
angeboten wurde.13 In einer (nichtrepräsentativen) Umfrage der Bildungs-
stätte Anne Frank in Frankfurt/Main gaben 63 Prozent der teilnehmenden 
Lehrkräfte an, (eher) nicht regelmäßig mit Schüler*innen über Social-Me-
dia-Inhalte zum Nahostkonflikt zu sprechen (Schnabel 2024, S. 6). An 
einigen Schulen im deutschen Bundesgebiet sind Diskussionen über den 
Nahostkonflikt offenbar sogar unterbunden worden (vgl. Shihabi 2025; 
Memarnia 2023). Für Österreich fehlen Informationen hierzu weitgehend.

Darüber hinaus gab es an einigen Schulen eskalierende Konflikte um Sym-
bole, die teilweise auf dem Schulgelände untersagt wurden.14 Dies schloss 
nationale palästinensische Symbole  wie die Kufija (das „Palästinenser-
tuch“), die palästinensische Nationalflagge, die Umrisse Palästinas aus 
der Mandatszeit vor 1948 zeigt, wie auch den Slogan „Free Palestine“ ein 
(Braungart 2025). Für sich genommen drückt keines der genannten Sym-
bole eine eindeutige Unterstützung islamistischer Organisationen wie der 
Hamas oder antisemitischer Positionen aus, jedoch werden sie durchaus 
auch im Kontext radikal antiisraelischer Positionierungen verwendet (vgl. 
Kraushaar 2024).

Viel Beachtung fanden die Entwicklungen in Berlin. Die dortige Bildungsse-
natorin15 schrieb in einem Informationsbrief an die Schulen der deutschen 
Bundeshauptstadt am 13. Oktober 2023 – also nach vier bis dahin ver-
gangenen Schultagen seit dem Massaker der Hamas in Israel, auch gegen 
palästinensische beziehungsweise palästinasolidarische „Symbole, Gesten 
und Meinungsäußerungen, die die Grenze zur Strafbarkeit noch nicht er-
reichen“, könne durch Schulen vorgegangen werden (Senatsverwaltung für 
Bildung, Jugend und Familie 2023). Begründet wird dies dadurch, dass jede 

„demonstrative Handlungsweise oder Meinungsäußerung, die als Befürwor-
tung oder Billigung der Angriffe gegen Israel oder Unterstützung der diese 
durchführenden Terrororganisationen wie Hamas oder Hisbollah verstan-
den werden“ könne, „in der gegenwärtigen Situation eine Gefährdung des 
Schulfriedens“ darstellt und untersagt sei (ebd.). 

13	 Bemerkenswerterweise verschob sich die mediale Aufmerksamkeit in Deutschland und Österreich einige Wochen nach dem 
7. Oktober fast vollständig von Schulen zu Universitäten – hier jedoch weniger auf lehrbezogene Vorgänge, sondern vielmehr 
die dem Selbstverständnis nach propalästinensischen Protestcamps.

14	 Dies war möglicherweise in Deutschland mehr der Fall als in Österreich (vgl. Hofer 2023; Reidinger 2023; Strobl 2023).

15	 Berlin hat den Status eines Bundeslandes. Senator*innen sind Teil der Landesregierung,sie entsprechen in ihrer Rolle 
Minister*innen in anderen Bundesländern.
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Zur „Vermeidung politischer und religiös-weltanschaulicher Konflikte in 
Schulen“ sei laut der Bildungssenatorin auch eine „Einschränkung der 
Meinungsfreiheit“ gerechtfertigt (ebd.). Auch in Österreich war eine gewis-
se (Erwartung an) Versicherheitlichung an Schulen sichtbar: Der damalige 
österreichische Bildungsminister Martin Polaschek empfahl laut Medienbe-
richten Lehrer*innen, im Falle eines „Verdacht[s] auf Radikalisierung“ solle 

„sofort“ die Polizei informiert werden (vgl. Neuhold 2023).

Im Zuge der aktuellen Nahostdebatte wurden somit „zentrale Aspekte 
palästinensischer Identität mindestens als antisemitischer Grenzfall dis-
kutiert“ (Lintl 2025, S. 11) – parallel und gegenläufig zur Differenzierung 
zwischen der Hamas und weiteren Terrorgruppen („Palästinensischer 
Islamischer Dschihad“ und andere mehr) einerseits, sie unterstützenden 
Palästinenser*innen und unbeteiligten Zivilist*innen andererseits.

Nun ist es tatsächlich so, dass der affirmative Gebrauch allgemeiner paläs-
tinensischer Symbole im unmittelbaren zeitlichen Kontext des 7. Oktobers 
im durch die Berliner Bildungssenatorin beschriebenen Sinn gemeint gewe-
sen und verstanden werden kann. Andererseits wird der vorherige Sinn-
gehalt dieser Symbole (und ihr rechtlicher Status) durch den neuen Kontext 
auch nicht vollständig verschoben. Es entsteht hierdurch eine Situation 
im Klassenzimmer, in der Unsicherheiten sowohl unter Schüler*innen, vor 
allem aber unter pädagogischem Personal ent- und bestehen. Dies bezieht 
sich sowohl auf die fachliche Bewertung als auch auf die möglichen oder 
gar zwingend gebotenen rechtlichen Konsequenzen.

Zumindest in einigen Fällen ist es offenbar auch zu entsprechenden Sank-
tionen an Schulen gekommen (vgl. Fava 2024, S. 116). Verschiedene verant-
wortliche Bildungsministerien in Deutschland neigten aufgrund der Be-
fürchtung antisemitischer Vorfälle zu einer „repressive[n] Handlungslogik“ 
(Alting et al. 2026). Bemerkenswerterweise wurde dies nicht damit begrün-
det, dass die Unversehrtheit jüdischer Schüler*innen (oder Lehrer*innen) 
beziehungsweise der Schutz vor Antisemitismus, sondern ein abstrakter 

„Schulfrieden“ zu gewährleisten sei. Auch wenn kein systematischer Über-
blick über die konkreten Reaktionen auf den 7. Oktober 2023 an Schulen 
vorliegt, gibt es Hinweise darauf, dass sogar autoritäre Maßnahmen von 
Lehrkräften „angesichts der eigenen Überforderung vielfach die Aus-
einandersetzung [ersetzten], manchmal begleitet von offen rassistischen 
Äußerungen“ (Fava 2024, S. 123).16 Letzteres war insbesondere der Fall, wenn 
Schüler*innen oder Lehrer*innen, denen eine muslimische oder arabische/
palästinensische Zugehörigkeit zugeschrieben wurde, ohne weiteres eine 
Unterstützung der Verbrechen vom 7. Oktober unterstellt wurde oder wenn 
sie genötigt wurden, sich für diese stellvertretend zu rechtfertigen. 

16	 Laut der österreichischen „Dokustelle Islamfeindlichkeit und antimuslimischer Rassismus“ war die Schule unter den  
ersten Bereichen, in denen die Fallzahlen registrierter Vorfälle im Oktober 2023 „rapide“ anstiegen (Dokumentations- 
und Beratungsstelle Islamfeindlichkeit & antimuslimischer Rassismus 2024, S. 9).
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Zu welchem didaktischen und pädagogischen Umgang die Schulen (und 
Hochschulen) zwischenzeitlich insgesamt gekommen sind, ist unklar.17 Die 
beschriebenen Reaktionen wurden bislang kaum durch die Akteur*innen 
der antisemitismus- als auch rassismuskritischen Bildung analysiert. Sie 
scheinen mitunter im Widerspruch zu den professionellen Handlungsemp-
fehlungen zu stehen, die disziplinarische Maßnahmen bei „wiederholten 
antisemitischen Äußerungen oder gar Angriffen auf Juden“ vorsehen 
(Bernstein 2021, S. 162). Explizit wurde auch bereits vor unverhältnismäßi-
gen und/oder unangemessenen Maßnahmen gewarnt:

„Um eine übersteigerte Abwehr bei Kindern und Jugendlichen 
zu vermeiden, sollte die pädagogische Intervention weder als 
Äußerung eines voreiligen, gar unverbindlichen Verdachts 
noch als überstürzte Festschreibung der Position des Kinder 
oder des Jugendlichen erfolgen. (…) Man sollte sich über den 
Antisemitismus von Kindern und Jugendlichen nicht empören 
oder sich an ihm zu profilieren versuchen, indem man diesen 
zwar verurteilt, aber nichts dafür tut, ihm mit der pädagogi-
schen Arbeit entgegenzuwirken“ (ebd., S. 162 f.; vgl. Rosenfeld 
et al. 2022, S. 20). 

Gleichzeit verweist Bernstein darauf, dass Priorität vor der pädagogischen 
Arbeit mit den antisemitisch Handelnden stets der Schutz der Betroffenen 
habe (so auch Kaletsch & Glittenberg 2021, S. 14 f.). Klar ist, dass die all-
gemeine, zum Teil auch körperliche Sicherheit jüdischer Schüler*innen 
(nicht erst) seit dem 7. Oktober 2023 vielerorts in Frage stand und sich 
ihre Situation seitdem signifikant verschärfte (Baier et al. 2025, S. 19). Dies 
zeigt sich insbesondere darin, dass Betroffene teilweise längere Zeit dem 
Unterricht fernblieben oder sogar die Schule wechselten. Der zivilgesell-
schaftliche deutsche Bundesverband der Recherche- und Informations-
stellen Antisemitismus (2025, S. 32 f.) verzeichnete im Jahr 2024 insgesamt 
284 antisemitische Vorfälle an Schulen im Bundesgebiet (2023: 255, 2022: 
86), darunter 19 physische Angriffe. Von einem großen Dunkelfeld muss 
ausgegangen werden. Genaue Fallzahlen über spezifische Orte, an denen 
Antisemitismuserfahrungen gemacht wurden, werden in den Berichten der 
Antisemitismusmeldestelle in Trägerschaft der Israelitischen Kultusgemein-
de Wien für Österreich nicht genannt (vgl. aber Reidinger 2023). Deutlich 
wird jedoch, dass der 7. Oktober auch hier eine erhebliche Zuspitzung der 
Situation jüdischer Schulangehöriger verursachte und hieraus dringender 
Handlungsbedarf erwuchs. 

Staatliche Maßnahmen müssen nicht nur erforderlich, sondern auch ge-
eignet und verhältnismäßig sein – ob dies nach dem 7. Oktober in Bezug 
auf schulische Ordnungsmaßnahmen durchgehend der Fall war, kann 

17	 Im zeitlichen Kontext der Erarbeitung dieses Textes wird die Finalisierung des Forschungsprojekts „Antisemitismus in 
der Schule – Perspektiven von Betroffenen und Case Management Strategien“ des Instituts für Konfliktforschung Wien 
angekündigt; vgl. Liebhart/Mayer 2025.
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derzeit kaum umfassend beurteilt werden.18 „[W]ann welche repressiven 
Maßnahmen zum Schutz von Schüler*innen und Lehrkräften angemessen 
sind“ (Baier et al. 2025, S. 6), sollte dringend Teil eines professionellen 
Diskurses werden.19 Dass es Handlungsbedarf gibt, ist offenkundig. Welche 
konkreten Maßnahmen die Sicherheit und das Sicherheitsgefühl jüdischer 
Schüler*innen und weiterer Betroffener signifikant erhöhen, kann derzeit 
nur vermutet werden.20

Der österreichische Bildungsexperte Philipp Mittnik wies darauf hin, dass 
„Sprechverbote“ durch Lehrer*innen „eigentlich den Grundsätzen der 
Politischer Bildung“ widersprechen (Mittnik 2022, S. 54). Aus didaktischer 
Sicht gilt, dass eine pädagogische Auseinandersetzung mit Antisemitismus 
sowohl grenzziehender als auch anerkennender Strategien gegenüber 
ihren Adressat*innen bedarf (Müller 2022b; vgl. Adorno 2024, S. 32). Diese 
Spannung führt zu der jeweils situativen Gratwanderung (Rüb 2023, S. 150) 
der Lehrkräfte, die durch die verbreitete Unsicherheit erschwert wird. 
Temporär und nach Ausschöpfung milderer Mittel (zum Beispiel sachliche 
Korrektur, Widerspruch) gegebenenfalls nötige (und klar zu begründende) 
Sanktionen gegen Schüler*innen wie auch andere Personen können also 
eine genuin pädagogische Auseinandersetzung in keinem Fall ersetzen 
(Alting et al. 2025). Jene entziehen die problematischen Verhaltenswei-
sen der dialogischen Bearbeitung (May 2016, S. 238f.). Eine dauerhafte 
Dethematisierung von Themen, die Schüler*innen emotionalisieren, kann 
weitreichende Folgen haben: „Bietet Unterricht keinen Raum, um mit dem 
Gegenstand verbundene Gefühle zu verbalisieren und zu reflektieren, so 
verlagern sich diese möglicherweise in widerspruchsfreie Echokammern 
und bleiben unbearbeitet“ (Loske et al. 2025, S. 127). 

Hierdurch können, schlimmstenfalls für Fachkräfte unbemerkt, Radikalie-
rungsprozesse begünstigt werden – was die Sicherheit von Jüdinnen und 
Juden mittelfristig sogar noch stärker gefährden kann. 

Angesichts der großen Unsicherheit, die in der deutschen und österreichi-
schen Gesellschaft beim Umgang mit israelbezogenem Antisemitismus und 
dem Nahostkonflikt herrschen, ist die im Nachgang des 7. Oktobers teilwei-
se zu beobachtende Dethematisierung an Schulen wie auch der bisweilen 
repressive Umgang nicht überraschend. Werden beide Modi jedoch nicht 
durch die tatsächliche bildnerische Auseinandersetzung abgelöst, könnte 

18	 Hieran zeigt sich u.a. die Dringlichkeit, mit der sich insbesondere die Politikwissenschaft dem Thema Antisemitismus 
zuwenden sollte, was bislang kaum der Fall war (vgl. Rensmann 2025, S.  23).

19	 Bereits 2020 schrieb der damalige Ansprechpartner des Landes Berlin zu Antisemitismus nachdenk-lich: „Wir sollten uns 
allerdings selbstkritisch fragen, ob uns die Instrumente, die wir schaffen[,] auch unter anderen politischen Vorzeichen 
gefallen würden“ (Korgel 2020, S. 153). Angespielt wird hier auf mögliche zukünftige Regierungsbeteiligungen der AfD – in 
Österreich sind Beteiligungen der FPÖ zumindest in den Ländern weitgehend normalisiert. 

20	 Es liegen empirische Hinweise darauf vor, dass für das auf den Nahostkonflikt bezogene Sicherheitsge-fühl von  
Jüdinnen und Juden in Deutschland die Einschätzung des gesellschaftlichen Meinungsklimas höhere Bedeutung hat als  
die Einschätzung institutioneller Umgangsformen (vgl. Beyer & Gold-kuhle 2024). Weitere Studien mit aktuelleren Daten 
wären dringend umzusetzen.
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dies langfristige Folgen haben: Bleibt die Dethematisierung bestehen,  
werden Chancen vergeben, eine kritische Urteilsfähigkeit zum Nahost-
konflikt auszubilden. Dies kann die Anfälligkeit für die Übernahme anti-
semitischer Deutungen an und insbesondere jenseits der Schule erhöhen. 
Bleibt wiederum die Sanktionierung oder gar die Skandalisierung die 
einzige wahrnehmbare Reaktion der Schule, könnte dies Antisemitismus 
sogar noch verstärken: Gill (2025, S. 357) spricht von der „Gefahr (…), durch 
die (pädagogische) Intervention selbst die Selbstaufklärung über Dogma-
tisierungen zu blockieren“. Ulrich Bauer (2020, S. 34) weist dezidiert auf 
das Risiko eines „tertiären“21 Antisemitismus hin: „Die Attribution der vielen 
Maßnahmen zum Schutze der Juden ist also im schlechtesten Falle eine der 
Bestätigung des Vorurteils.“ Auch Marina Chernivsky und Friederike Lorenz-
Sinai (2024b, S. 16) bemerken: „Tabuisierung und Sanktionierung antisemiti-
scher Sprache sind zwar wichtig, verstärken jedoch mitunter die indirekte 
antisemitische Kommunikation“. Die Adressat*innen lernen nämlich auch 
unter dem Eindruck dieser Maßnahmen etwas, allerdings nicht im Modus 
von Reflexion und Bildung, sondern durch das Einüben konformistischer 
Verhaltensweisen (vgl. Schubert 2022a) und Praxen der sanktionslosen 
Ressentimentäußerung. 

Um kein Missverständnis aufkommen zu lassen: Weder sind Sanktionen 
gegen Antisemitismus an (und jenseits von) Schulen generell unangemes-
sen,22 noch wird an Schulen nachweisbar im Wesentlichen Verhalten sank-
tioniert, das nicht antisemitisch ist. Viel häufiger als eine Sanktionierung 
dürfte darüber hinaus die faktische Tolerierung von Antisemitismus sein, 
der etwa nicht als solcher erkannt und bewertet wird. Dies wurde auch be-
reits vielfach benannt (vgl. Bernstein 2021; Chernivsky & Lorenz-Sinai 2024a, 
S. 291). Die zu beobachtenden Regulierungen der Debatte an Schulen sind 
auch deswegen auffällig, weil ähnlich weitreichende Maßnahmen in ande-
ren Kontexten – z.B. an Hochschulen, wo Meldestellen zuletzt deutlich mehr 
antisemitische Vorfälle erfassten als an Schulen – meist nicht erlassen 
wurden. Angeregt werden soll mit den Ausführungen dieses Unterkapitels 
eine (wissenschaftlich informierte) Debatte darüber, welche Sanktionen 
tatsächlich zielführend und nötig waren und sind und welche Herausforde-
rungen sich aus ihnen für eine ebenfalls benötigte, originär pädagogische 
Arbeit ergeben.

21	 Hiermit knüpft Bauer an die etablierten Begriffe des „primären“, traditionell-modernen Antisemitismus sowie des 
„sekundären“, latenten und insbesondere schuldabwehrenden Antisemitismus nach 1945 an.

22	 Auch diese Position existiert: Schilderungen wie der in einer Fachzeitschrift veröffentlichte Aufsatz von Mauthofer & 
Grimm (2025) über die Repression gegen antiisraelische Studierendenproteste in Deutschland thematisieren den dortigen 
„vorgeblichen“ Antisemitismus ausschließlich als „Stigma“ und Teil einer „Moralpanik“. Sie kritisieren, der „Diskurs um Gaza“ 
werde durch ein „verzerrendes Framing“ „in einen Antisemitismusdiskurs um[ge]lenkt“, Fälle von Antisemitismus seien ein 
„konstruierter“ Skandal, Protest werde durch den Staat mit „antisemitischer Gewalt“ gleichgesetzt. Antisemitismuskritik 
wird durch die Autor*innen wiederholt auf der politischen Rechten verortet, die mit ihrer Hilfe ihre Feindbilder bekämpfe.  
Die tatsächlichen Fälle von Antisemitismus werden hingegen als solche mit keinem Wort erwähnt.
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Auch adressiert die machtvolle Zurückweisung antisemitisch handelnder 
Personen naturgemäß nicht die gesellschaftlichen Ursachen, die Antisemi-
tismus regelmäßig in der Gesellschaft hervorbringen. Herrschaftsmittel zur 
Abwehr antisemitischer Gewalt sind einerseits unverzichtbar und müssen 

„ohne Sentimentalität angewandt werden“ (Adorno 2024, S. 18; vgl. Salzborn 
2024), andererseits können sie Antisemitismus jedoch nicht nachhaltig 
bekämpfen (vgl. Gutfleisch et al. 2026).  
 
Perspektivische Beschränkungen:  
Extremismusparadigma und Abgrenzung  
von Antisemitismus

Politische Bildung wird im deutschsprachigen Diskurs zunehmend in die 
Nähe von „Extremismusprävention“ gerückt, teilweise sogar unmittelbar 
als deren Teil begriffen. Dieses konstruierte Nah- oder gar Unterordnungs-
verhältnis ist mehrfach irreführend und kann dazu verleiten, auch Anti-
semitismus primär im Kontext von „Extremismus“ wahrzunehmen und zu 
bearbeiten. Nun ist Antisemitismus zweifellos auch Bestandteil sogenann-
ter „extremistischer“ Zusammenhänge, also in politische Weltbilder und 
Organisationen eingebunden, die mitunter gewaltbereit und antidemokra-
tisch agieren. Klar ist aber auch, dass Antisemitismus nicht notwendig mit 

„Extremismus“ verbunden ist. Gerade an Schulen dürften die Phänomene 
häufig nicht unbedingt in einer dezidierten Unterstützung für oder gar 
Mitgliedschaft in „extremistischen“ oder womöglich terroristischen Zu-
sammenhängen bestehen, als vielmehr in der unterschiedlich motivierten 
und nicht immer bewussten Reproduktion von Fragmenten antisemiti-
scher Ideologie. Insbesondere muss Antisemitismus an der Schule nicht 
zwingend mit Islamismus verbunden sein. Antisemitismus kann von völlig 
unterschiedlichen Schüler*innen ausgehen. Auch im Fall von tatsächlich 
muslimischen Schüler*innen, die sich antisemitisch äußern, muss dies nicht 
auf eine islamistische Radikalisierung zurückgehen.23

Eine zweite Reduktion wird sichtbar in den regelmäßigen und ausführlichen 
Debatten über die Frage, wann eine Äußerung oder ein anderes Verhalten 
als antisemitisch zu bewerten sei und wann es sich um Kritik am Staat 
Israel handele. Dies ist eine zweifellos wichtige Frage, die allerdings zu 
einer problematischen Fokussierung führen kann, wenn weitere Aspekte 
unbesprochen bleiben. So ist zunächst die Unterscheidung „antisemitisch 
/ nicht antisemitisch“ nicht gleichbedeutend mit dem Wahrheitsgehalt von 
Äußerungen. So weist Bernstein (2021, S. 33) darauf hin, dass auch faktisch 
korrekte Aussagen über den Staat Israel im Zuge eines antisemitischen 
Denkens und Handelns relevant sind. Umgekehrt müssen unwahre Aus-
sagen über Israel nicht unbedingt Ausdruck gefestigter antisemitischer 
Denk- und Handlungsmuster sein, sondern können auch bloßer Unwissen-
heit geschuldet sein. 

23	 Andersherum schließt islamistische Ideologie in aller Regel Antisemitismus ein.
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Des Weiteren wird israelbezogenem Antisemitismus häufig „konstruktive“ 
oder „legitime“ Israel-Kritik gegenübergestellt. Unklar bleibt in der Regel, 
nach welchem Maßstab diese Legitimität zu bestimmen sein soll. Erwächst 
die Legitimität einer Kritik daraus, dass sie nicht antisemitisch ist, handelt 
es sich um eine Tautologie. Für die Bestimmung als (nicht-)antisemitisch ist 
es aber tatsächlich nicht entscheidend, wie konstruktiv beziehungsweise 
maßvoll die Kritik tatsächlich ist (vgl. Haury & Holz 2025). Anders als in der 

„Extremismusprävention“ gilt der politischen Bildung maßvolle Kritik nicht 
per se als erstrebenswert. Entscheidend ist aus ihrer Sicht vielmehr die 
Qualität politischer Sach- und Werturteile anhand politikdidaktischer Krite-
rien, unter anderem jenes der erkennbaren zugrundliegenden Reflexion. 

Das heißt nun aber nicht, dass eine gegebenenfalls auch heftige Ablehnung 
israelischer Politik, die nicht erkennbar antisemitisch ist, kein Anlass für 
politische Bildungsangebote sein kann: „[A]uch eine nicht-antisemitische 
Israelfeindlichkeit ist keineswegs unproblematisch, ihre Einseitigkeit und 
Realitätsferne muss ebenfalls kritisiert werden“ (Pfahl-Traughber 2024, S. 
14; vgl. Kaletsch & Glittenberg 2021, S. 52). Vermutlich steht dahinter weniger 
ein gut begründetes politisches Urteil als vielmehr ein gesinnungsethisches, 
das die Verletzung moralischer Prinzipien benennt, ohne politische Kon-
texte einzubeziehen – und dieser wichtige Unterschied kann im Unterricht 
aufgegriffen werden.  
 
Äquidistanz zu Konfliktparteien /  
Enthaltung einer Beurteilung

Zur Frage, wie der Nahostkonflikt im Unterricht aufzugreifen sei, sagte ein 
Vertreter des Thüringer Lehrerverbandes: 

„Wie bei vielen Punkten logischerweise im Unterricht, sollte das 
Thema neutral behandelt werden, auch wenn das natürlich in 
dem konkreten Beispiel [d.i. der Nahostkonflikt, K.S.] schwierig 
ist, weil die Welt eben nicht schwarz und weiß ist. Aber als 
Lehrkraft sollte man das so neutral wie möglich behandeln, 
aber mit allen Hintergrundinfos, die dazugehören“ (zit. nach 
Böttscher 2023).

Ein Bezug auf Neutralität wird hier gleich mehrfach vorgenommen und im 
Sinne einer Äquidistanz zu den Konfliktparteien verwendet. Dies korres-
pondiert mit der verbreiteten Deutung, das Kontroversitätsgebot des BK 
schreibe vor, generell alle widerstreitenden politischen Positionen nicht 
nur zu thematisieren, sondern gleichberechtigt zu präsentieren. Eben-
dieses Fehlverständnis verbreiten auch rechtsextreme Akteur*innen (vgl. 
2.1). In einer Studie von 2016/17 vertrat auch circa ein Viertel der befragten 
deutschen (angehenden) Lehrkräfte der politischen Bildung ein entspre-
chendes Verständnis des Kontroversitätsgebots (Oberle et al. 2018, S. 58). 
Tatsächlich ergibt sich aus dem Kontroversitätsgebot kein Erfordernis, alle 
politischen Standpunkte absolut gleich zu behandeln. Wird dies allerdings 
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betrieben, droht ein false balancing, also die scheinbare normative Gleich-
berechtigung von Standpunkten, die mit der Demokratie vereinbar sind, 
und solchen, die es nicht sind. 

Bei der Thematisierung des Nahostkonflikts und insbesondere des aktu-
ellsten Krieges in Gaza, aber auch Israels Kriegen mit der libanesischen 
Hisbollah und dem Iranischen Regime kann es ebenfalls zu diesem false 
balancing kommen. Wird der Nahostkonflikt in einem „reduktionistischen 
Verständnis“ (Müller & Scaramuzza 2024, S. 64) von Multiperspektivität nun 
auf eine dichotome Auseinandersetzung (Israel einerseits und seine jeweili-
gen Gegner andererseits) verkürzt, so droht die Gleichstellung der Politiken 
eines demokratischen24 Staates mit terroristischen und teilweise dezidiert 
antisemitischen Akteuren. Eine solche inhaltsindifferente, rein additive 
Multiperspektivität reiht schlicht die Positionen vermeintlich wertungsfrei 
aneinander, ohne sie kritisch aufeinander zu beziehen. Sie wird durch die 
Vorstellung, „neutral“ sein zu sollen, begünstigt (Weselek & Wohnig 2021, S. 
9).

Dies bedeutet nun im Umkehrschluss nicht, dass nur „die“ israelische Per-
spektive in den Unterricht eingebracht werden kann und sollte – zumal es 
sich nicht um eine einzelne Perspektive handelt. Eine Auseinandersetzung 
mit den Motiven und der Ideologie beispielsweise der palästinensischen 
Hamas kann sehr sinnvoll sein. Der entscheidende Punkt ist, dass dies 
stets kritisch erfolgen muss und die sich aus den normativen Grundlagen 
politischer Bildung ergebende Ungleichbehandlung dieser Perspektiven zu 
verdeutlichen ist. 

Auch wäre es gerade sinnvoll, palästinensische Perspektiven jenseits der 
medial dauerpräsenten Hamas aufzuzeigen – dies ergibt sich auch aus den 
Prinzipien des BK.

„Kontroversität im Politikunterricht beschränkt sich – auch 
wenn sie nicht als Neutralität missverstanden wird – viel-
fach auf eine Abbildung etablierter Positionen (z. B. der 
Parteien in Parlamenten und einflussreicher Verbände oder 
NGOs). Echte Kontroversität zu ermöglichen, würde in einem 
radikaldemokratischen Verständnis bedeuten, gerade den 
ausgeschlossenen, benachteiligten und öffentlich nicht sicht-
baren Positionen und Gruppen überhaupt erst eine Chance zu 
eröffnen, wahrgenommen zu werden und sich am kollektiven 
Streithandel beteiligen zu können“ (Eis 2019, S. 9f.).

Dies könnte unter anderem insofern umgesetzt werden, dass zum Beispiel 
die israelische Protestbewegung für einen Waffenstillstand und die Be-
freiung der Geiseln, palästinensische Proteste gegen die Herrschaft der 
Hamas sowie israelisch-palästinensische Initiativen diskutiert werden (vgl. 
Haviv-Horiner 2024). 

24	 Zur Diskussion, welche demokratischen Elemente in Israel (nicht) vorhanden sind, vgl. Hagemann (2025). 
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Auch das staatliche österreichische „Neutralitätsgebot“, das sich auf die 
Grundlage der Außenpolitik bezieht, relativiert das Beschriebene nicht. 
Lehrer*innen sind, auch wenn sie Außenpolitik oder internationale Konflikte 
thematisieren, keine politischen Akteur*innen, ihr Handeln ist vielmehr ein 
pädagogisches.  

Als eine Variante der äquidistanten Positionierung stellen einige Lehrer*in-
nen auch in Frage, dass der Nahostkonflikt (aufgrund der nationalsozialis-
tischen Vergangenheit) überhaupt durch Deutsche beurteilt werden dürfe 
beziehungsweise man sich zu diesem Thema engagieren sollte (vgl. Wolf 
2021, S. 96). Der auch in diesem Zusammenhang nach den Verbrechen des 
7. Oktobers anzutreffende Verweis auf ein angebliches „Neutralitätsgebot“ 
kann als Entlastung von der Verantwortung fungieren, sich angesichts 
nicht ignorierbarer Gräueltaten zu positionieren. Philipp Mittnik (2023b, 
S. 25) kritisiert diese vermeintliche „Wertfreiheit“ und plädiert für eine 
konsequente Multiperspektivität, die Israel als Gesellschaft thematisiert, in 
der Kritikwürdiges auszumachen ist, die jedoch wandelbar und pluralistisch 
ist. Gerade die Umsetzung von Kontroversität ist für die politische Bildung 
zentral: 

„Das Kontroversprinzip beinhaltet, dass nicht nur die gerade 
noch genehmen Perspektiven, sondern auch diejenigen be-
fragbar werden, die nicht geteilt werden (können). Es zielt 
dabei gerade nicht einfach nur auf missliebige Positionen 
ab, sondern auf eine Begründungspflicht, warum diese nicht 
geteilt werden“ (Müller 2022a, S. 236). 

Konsensorientierung

Bei der Beschäftigung mit dem Nahostkonflikt entstehen Spannungen und 
negativen Gefühle. Ein verbreiteter Umgang mit dem Bestreben, diese auf-
lösen zu wollen, besteht in der Suche nach oder gar der Präsentation von 

„Lösungen“ für den Konflikt im Unterricht (vgl. Bernstein 2021, S. 166). So 
existiert die Vorstellung, Pädagogik könne beziehungsweise solle „den Nah-
ost-Konflikt im Klassenzimmer entschärfen“ (Neuhold 2023). Einige didak-
tische Materialien beschreiben die Suche nach „Lösungen“ auch dezidiert 
als Möglichkeit oder gar Empfehlung (vgl. Schubert 2022b). Die Vorstellung, 
politische Bildung könne im Fall des Nahostkonflikts unmittelbar zur Lösung 
beitragen, ist auffällig, weil sie bei keinem anderen internationalen Konflikt 
in dieser Form existiert.  

In der antisemitismuskritischen Bildung hat sich bereits seit langem ein 
anders gelagertes Ziel etabliert: Ambiguitäts- und Widerspruchstoleranz. 
Nicht die Auflösung von störenden Spannungen ist in jedem Fall anzustre-
ben – zumal dies gerade im Fall des Nahostkonflikts nicht realistisch und 
Enttäuschung daher absehbar ist. Stattdessen solle die Fähigkeit gestärkt 
werden, die Existenz abweichender Standpunkt auszuhalten.  
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Eine Auseinandersetzung mit den zeitweise unternommenen Annäherun-
gen und Friedensinitiativen in der Geschichte des israelisch-palästinensi-
schen Konflikts wiederum kann sehr sinnvoll sein, ebenso mit den Gründen 
für ihr bisheriges Scheitern in Bezug auf eine bleibende Konfliktregelung. 
Die gegenseitige Anerkennung von Israel und der PLO in den 1990er Jahren 
sowie jeweils die Friedensverträge Israels mit Ägypten (1979) und Jordanien 
(1994) sowie die jüngeren Abraham-Abkommen (2020) mit weiteren arabi-
schen Ländern zeigen, dass es mitnichten einen „ewigen Krieg“ zwischen 
Juden und Muslimen gibt.  
 
Zustimmung zur herrschenden Politik als Bildungsziel?

Abweichend von der oben beschriebenen Vorstellung, eine professionelle 
pädagogische Haltung zum Nahostkonflikt bestünde in „Neutralität“, gibt 
es auch ein entgegengesetztes Verständnis. In einem älteren Artikel über 
einen Unterricht zum Nahostkonflikt ist die Rede davon, zu der „Einstellung 
und Haltung“, die „Ergebnis des Unterrichts sein soll“, seien zu zählen: 

„Interesse und Empathie für die Opfer des Holocaust“, die „Verantwortungs-
übernahme für die Folgen der NS-Verbrechen“ sowie die „Zustimmung 
zur Politik der Bundesrepublik Deutschland gegenüber Israel“ (Rosa 2009, 
S. 47).25 Letzteres wird insbesondere auch nach dem 7. Oktober dezidiert 
vertreten. So wurde verschiedentlich gefordert, Schulunterricht müsse ins-
besondere die deutsche „Staatsräson“ vermitteln, also eine grundsätzliche 
Solidarität mit dem israelischen Staat als Konsequenz aus der Shoah (vgl. 
Marwecki 2024). 

Aus Sicht der politischen Bildung sind solche Zielbeschreibungen nicht des-
wegen problematisch, weil die Position, solidarisch mit dem jüdischen Volk 
und dem Staat Israel zu sein, als Konsequenz einer Auseinandersetzung mit 
den deutschen Verbrechen der Shoah, inhaltlich „falsch“ wäre. Zustimmung 
zu einer herrschenden Politik aber zu einem expliziten Bildungsziel zu 
machen, kann als ein Hinweis auf eine Pädagogik verstanden werden, die 
politischer Erziehung gleichkommt. Auch wenn dies von wissenschaftlicher 
Seite kein tatsächlich vertretener Standpunkt ist, ist eine gewisse Verbrei-
tung dieser Perspektive unter pädagogischen Fachkräften zu vermuten. 

Was bedeutet es vor diesem Hintergrund für das Anliegen, antisemitis-
muskritisch zu wirken, wenn sich politische Bildung in jüngster Zeit wieder 
verstärkt als „kritisch“ begreift (vgl. Chehata et al. 2024, S. 13)? Hier drückt 
sich unter anderem eine Abgrenzung von (vor allem: staatlichen) Verein-
nahmungsversuchen aus. Zugleich besteht große Einigkeit, dass politischer 
Bildung neben weiteren Beiträgen wie historischer Bildung und einer 
stärker auf soziales Lernen im lokalen Raum fokussierten Demokratiepäda-
gogik eine zentrale Rolle als Teil von Demokratiebildung zukommt (vgl. Köller 
et al. 2024).

25	 Was genau hiermit gemeint war, wurde nicht ausgeführt.
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In der Bildungsforschung ist bereits seit Langem bekannt, dass das Gefühl 
bei Adressat*innen, zu Objekten von Belehrung gemacht zu werden, zu Re-
aktanz führen kann. Im Ergebnis zeigt sich regelmäßig nicht das intendierte 
pädagogische Ziel. Demgegenüber ist die Klarstellung wichtig: Gerade für 
die pädagogische Bearbeitung von Antisemitismus ist die Subjektorientie-
rung der politischen Bildung von besonderer Bedeutung. Die unkritische 
Verbreitung feststehender und nicht befrag- und diskutierbarer politischer 
Standpunkte – welcher Art auch immer – läuft dem Kernanliegen politi-
scher Bildung zuwider, die kritische Urteilsfähigkeit mündiger Bürger*innen 
für die Demokratie zu unterstützen (Sander 2013, S. 23). Dies gälte auch, 
wenn die Regierungspositionen anders gelagert wären oder wenn Lehr-
kräfte meinten, ihre persönlichen palästinasolidarische Positionen durch 
den Unterricht verbreiten zu wollen. 

„Aller politische Unterricht endlich sollte zentriert sein darin, 
daß Auschwitz nicht sich wiederhole. Das wäre möglich nur, 
wenn zumal er ohne Angst, bei irgendwelchen Mächten anzu-
stoßen, offen mit diesem Allerwichtigsten sich beschäftigt. (…) 
Kritisch zu behandeln wäre, um nur ein Modell zu geben, ein so 
respektabler Begriff wie der der Staatsraison: indem man das 
Recht des Staates über das seiner Angehörigen stellt, ist das 
Grauen potentiell schon gesetzt“ (Adorno 1971, S. 104).
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Schluss 
 
Paula Rüb (2023) identifizierte durch die Analyse von Interviews mit deut-
schen Lehrkräften vier Typen des Umgangs mit Antisemitismus: 1. die 

„suspendierte Auseinandersetzung“, die durch Vermeidung gekennzeichnet 
ist; 2. die „restriktive Auseinandersetzung“, die sich durch Unterbinden 
ausdrückt; 3. die „gesellschaftlich normierte“ Auseinandersetzung, die 
sich strikt an curriculare Vorgaben und insbesondere an einer historischen 
Auseinandersetzung mit dem Nationalsozialismus orientiert sowie 4. die 

„situationsbezogene“ Auseinandersetzung, die flexibel, reflexiv und subjekt-
bezogen ist. Die Typen 1 bis 3 seien für die sinnvolle Auseinandersetzung mit 
Antisemitismus unangemessen. Typ 4 spiegle ein Handeln auf professionel-
ler Grundlage wider. 

Mit den im vorherigen Kapitel beschriebenen neueren Beobachtungen 
wurden insbesondere Beispiele für die Typen 1 und 2 anhand der Auseinan-
dersetzung mit israelbezogenem Antisemitismus identifiziert und die Typen 
weiter ausdifferenziert. Typ 3 hat möglicherweise nach dem 7. Oktober 
2023 an Bedeutung verloren, wobei hier auch Unterschiede zwischen Öster-
reich und Deutschland denkbar sind: Während in Deutschland eine gegen-
wartsbezogene antisemitismuskritische Bildung bereits seit längerer Zeit 
(in der außerschulischen Bildung) etabliert ist und auch politische Bildung 
eine eindeutige Relevanz (in Gestalt eines eigenständigen Schulfachs) hat, 
ist beides in Österreich nur eingeschränkt der Fall. Bislang liegen inter-
national vergleichende empirische Studien zum schulischen Umgang mit 
Antisemitismus und dem Nahostkonflikt offenbar noch nicht vor (vgl. ebd., 
S. 156 f.). Wie verbreitet die Typen in der unterrichtlichen Praxis tatsächlich 
sind, welche pädagogischen Effekte sie langfristig erzeugen und welche 
Länderunterschiede hierbei auftreten, sollte Gegenstand künftiger empiri-
scher Forschung werden.

Viele Fragen bestehen nach wie vor dahingehend, wie eine gegenstandsan-
gemessene – und daher eben auch: antisemitismus- und rassismussensible 
Didaktik des Nahostkonflikts aussehen könnte. Zwei Großtrends wirken sich 
hier erschwerend aus: Zum einen wird von politischer Bildung zunehmen 
erwartet, als Teil einer „Extremismusprävention“ zu wirken, also Radikalisie-
rungsprozessen entgegenzuwirken. Hinzu kommt der Aufstieg einer „De-
mokratiepädagogik“, die stark auf (lokale) Selbstwirksamkeitserfahrungen 
durch Partizipation und die Annahme gekennzeichnet ist, soziales Lernen 
könne zu politischer Bildung beitragen. Insbesondere der Präventionsdis-
kurs übt starken Druck auf die Legitimität politischer Bildung aus – und er 
ist ein „Diskursverbündeter“ (Wohnig 2025, S. 89) des Mythos Neutralität. 
Dieser sowie weitere Trends der Entpolitisierung, Instrumentalisierung und 
Marginalisierung politischer Bildung sollten Anlass sein, diese grundsätzlich 
zu stärken und weiter zu professionalisieren. Zum Beispiel ist denkbar, dass 
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politische Bildung in das Studium für alle Lehramtsstudierenden integriert 
wird, wie es auch beispielsweise bereits seit 2023 an der TU Dresden er-
probt wird (vgl. Breuer et al. 2024). Auch liegen verschiedene Konzepte 
sowie bereits Maßnahmen vor, die das Thema Antisemitismus systematisch 
in die Lehramtsausbildung integrieren (Kumar et al. 2022). Sichergestellt 
werden sollte hier, dass israelbezogenem Antisemitismus als aktuell ver-
nehmbarster Ausdrucksform ein angemessener Stellenwert zukommt. 
Zumindest für die thematisch einschlägigen Fächer (Politik, Geschichte, 
Ethik) sollte zudem ein regelmäßiges akademisches Lehrangebot zum Nah-
ostkonflikt geschaffen werden.

Politische Bildung ist gerade zu kontroversen Themen besonders wichtig. 
Nimmt man „[r]eale Konfliktlinien und Kontroversen (…) gerade in ihrem die 
Grenzen des Aushaltbaren berührenden, polarisierenden Potenzial“ ernst, 
braucht es die Bereitschaft sowie die institutionellen Voraussetzungen für 

„Prozesse der intensiven Auseinandersetzung“ (Jehle 2025, S. 627). Wie ge-
nau diese gestaltet werden können, kann pauschal und gar als „rezeptar-
tige Lösungen“ (Breuer et al. 2024, S. 307) nicht vorweggenommen werden. 
Im vorliegenden Text wurde aber versucht, ex negativo die Relevanz der 
etablierten Prinzipien politischer Bildung zu verdeutlichen, und zwar an-
hand von Zugriffsweisen, die sich als problematisch herausstellten.

In einer konfliktorientierten politischen Bildung entstehen absehbar „ris-
kante Situationen“ (Behrens et al. 2021, S. 57). Diese können jedoch weder 
durch implizite noch durch explizite Dethematisierung vermieden werden, 
weil „weder Demokratie noch Zusammenhalt ohne real vorhandene und 
nicht ohne Weiteres aufzuhebende Konflikte zu haben sind“ (Jehle 2025, S. 
628). Die Rolle, die politischer Bildung in der demokratischen Gesellschaft 
sinnvollerweise zukommt, ist eben nicht die Befriedung von Konflikten, 
sondern ihre Bearbeitung auf einer demokratischen Grundlage. Sie strebt 
einen „Zusammenhalt“ an, der „nicht aus geteilten Perspektiven, Werten 
und Identitäten entsteh[t], sondern aus der Fähigkeit, die Positionierungen 
anderer wirklich zu begreifen. So verstanden ginge es nicht darum, sich 
einander anzugleichen, sondern gerade im Anderssein zu begreifen“ 
(Christophe 2025, S. 691). Dies kann mit dem Ziel einer Gesellschaft, in der 
man „ohne Angst verschieden“ sein kann (Adorno), verbunden werden. 

Schluss
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